
 

  
 

 

 
 
 
 
An meine 
Mandanten 

 
Nürtingen,  2. Juni 2018 

 
 

Mandantenbrief Juni 2018 
 

 
Sehr geehrte Mandanten, 
 
anbei erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen möch-
te ich insbesondere hinweisen: 
 
Allgemein 

· Vermieter trägt Darlegungs- und Beweislast bei Betriebskostenabrechnung 
 

Einkommensteuer 
· Bewertung des privaten Nutzungswerts von Importfahrzeugen 

· Krankheitskosten sind keine Sonderausgaben 
 
Lohn und Gehalt 

· Ferienjobs sind für Schüler sozialversicherungsfrei 
· Bustransfer zu einer Betriebsveranstaltung führt nicht zu Arbeitslohn 

 
Mit freundlichem Grüßen 

 
 



 
Fälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung Juni 2018 und Juli 2018 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 11.06.20181 10.07.20182 
Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 11.06.2018 entfällt 
Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag 11.06.2018 entfällt 
Umsatzsteuer 11.06.20183 10.07.20184 
Ende der Schonfrist   Überweisung5 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck6 

14.06.2018 13.07.2018 
08.06.2018 06.07.2018 

Sozialversicherung7 27.06.2018 27.07.2018 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der da-

rauf entfallende Solidaritätszuschlag 
sind zeitgleich mit einer erfolgten Ge-
winnausschüttung an den Anteilseigner 
an das zuständige Finanzamt abzufüh-
ren. 

 
1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern (ohne 

Dauerfristverlängerung) für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem 

Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, 
Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden 
keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des 
Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um 
Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher 
Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 
25.06.2018/25.07.2018) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten 
sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten 
etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die 
Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
Allgemein 
 
Vermieter trägt Darlegungs- und Beweislast bei Betriebskostenabrechnung 
Stellt ein Vermieter extrem hohe Nachforderungen im Rahmen der Betriebskostenabrechnung, hat er 
für die erhobene Forderung den Beweis zu erbringen, dass die abgerechneten Kosten auch tatsäch-
lich angefallen sind. Der Mieter muss den Nachforderungsbetrag nicht zahlen, wenn die ernsthafte 
Möglichkeit eines offensichtlichen Fehlers in der Abrechnung besteht. Dies hat der Bundesgerichtshof 
entschieden. 
In dem entschiedenen Fall sollte ein Mieter für seine Wohnung in einem Mehrfamilienhaus eine unge-
wöhnlich hohe Nachzahlung leisten. Er sollte angeblich fast die Hälfte der Heizenergie des gesamten 
Mehrfamilienhauses verbraucht haben, wobei seine Wohnung gerade einmal 13 % der gesamten 
Wohnfläche ausmachte. Der Mieter forderte die Vorlage der Ablesebelege der Verbrauchseinheiten 
für die übrigen Wohnungen und verweigerte die Nachzahlung. Der Vermieter verweigerte die Ein-
sichtnahme in die Unterlagen und klagte auf Zahlung der Betriebskosten. 
Nach Auffassung des Gerichts hat der Mieter zu Recht die Nachzahlung verweigert. Denn nicht der 
Mieter habe die Unrichtigkeit der Abrechnung darzulegen und zu beweisen, sondern der Vermieter 
deren Richtigkeit. Zudem sei der Mieter zur Zahlungsverweigerung berechtigt gewesen, da ihm die 
Abrechnungsunterlagen nicht vollständig zur Verfügung gestellt worden seien. Der Mieter habe das 
Recht, die erstellte Betriebskostenabrechnung des Vermieters zu prüfen und hierzu alle erforderlichen 
Unterlagen des Vermieters einzusehen, soweit dies zur sachgerechten Überprüfung erforderlich ist. 

Feststellung der Zahlungsunfähigkeit einer GmbH 
Tritt bei einer GmbH Zahlungsunfähigkeit ein, muss der Geschäftsführer einen Insolvenzantrag stellen 
und darf grundsätzlich keine Zahlungen mehr leisten. Verstößt der Geschäftsführer gegen seine Insol-
venzantragspflicht, muss er mit erheblichen straf- und zivilrechtlichen Konsequenzen rechnen. 
Zahlungsunfähigkeit bedeutet, dass der Schuldner die fälligen Zahlungspflichten nicht erfüllen kann. 
Sie liegt regelmäßig vor, wenn der Schuldner nicht in der Lage ist, innerhalb von drei Wochen die 
benötigten Finanzmittel zu beschaffen, um die Liquiditätslücke auf unter 10 % zurückzuführen. 
Nach Auffassung der zuständigen Senate für Insolvenz- und Strafrecht des Bundesgerichtshofs sind 
in der Liquiditätsbilanz zur Feststellung der Zahlungsunfähigkeit die im maßgeblichen Zeitpunkt ver-
fügbaren und innerhalb von drei Wochen flüssig zu machenden Mittel zu den am selben Stichtag fälli-
gen und eingeforderten Verbindlichkeiten in Beziehung zu setzen. Für die Berechnung nicht explizit 
erwähnt werden die innerhalb von drei Wochen nach dem Stichtag fällig werdenden und eingeforder-
ten Verbindlichkeiten, sog. Passiva II. 
Der für das Gesellschaftsrecht zuständige Senat des Bundesgerichtshofs hat in seiner Rechtspre-
chung nunmehr ausdrücklich verlangt, dass bei Prüfung der Zahlungsunfähigkeit auch die Passiva II 
einbezogen werden. 
Hinweis: Ob sich die anderen Senate dieser Rechtsauffassung anschließen, bleibt abzuwarten. 
GmbH-Geschäftsführern ist aber dringend zu empfehlen, bei der Prüfung der Zahlungsunfähigkeit der 
GmbH heute schon die Passiva II zu berücksichtigen. 

Einkommensteuer 
Bewertung des privaten Nutzungswerts von Importfahrzeugen 
Wird der private Nutzungswert eines mehrheitlich betrieblich genutzten Kraftfahrzeugs nach der 
1 %-Methode ermittelt, ist dessen inländischer Bruttolistenpreis zugrunde zu legen. Bei Importfahr-
zeugen, für die es keine inländischen Bruttolistenpreise gibt, ist nach einem Urteil des Bundesfinanz-
hofs wie folgt vorzugehen: 
Ist das Fahrzeug mit einem bau- und typengleichen inländischen Fahrzeug vergleichbar, ist dessen 
Bruttolistenpreis anzusetzen. Andernfalls kann man sich an den inländischen Endverkaufspreisen 
freier Importeure orientieren. Im entschiedenen Fall wurde der tatsächlich in Rechnung gestellte Brut-
topreis zugrunde gelegt. 
Ein ausländischer Listenpreis kann nicht angesetzt werden. Dieser spiegelt nicht die Preisempfehlung 
des Herstellers wider, die für den inländischen Neuwagenmarkt gilt. 

Krankheitskosten sind keine Sonderausgaben 
Privat Krankenversicherte können oft eine Beitragserstattung erhalten, indem sie einen Teil ihrer 
Krankheitskosten selbst tragen. Diese selbst getragenen Kosten können jedoch nicht als Beiträge zur 
Krankenversicherung im Rahmen des Sonderausgabenabzugs berücksichtigt werden. Mit dieser Ent-



 
scheidung führt der Bundesfinanzhof seine Rechtsprechung zur Kostentragung bei einem Selbstbe-
halt fort. 
Nur solche Ausgaben sind als Beiträge zu Krankenversicherungen abziehbar, die im Zusammenhang 
mit der Erlangung des Versicherungsschutzes stehen. Nur diese dienen letztlich der Vorsorge. 
Hinweis: Übersteigen die selbst getragenen Krankheitskosten die zumutbare Belastung, können sie 
möglicherweise aber als außergewöhnliche Belastung abziehbar sein. 

Veräußerung von Anteilen und Erwerb durch die GmbH 
Veräußert ein Gesellschafter seine Anteile an die GmbH, an der er beteiligt ist, stellt dies ein Veräuße-
rungsgeschäft dar. Die dazu gesellschaftsintern vorzunehmende Umgliederung einer freien Ge-
winnrücklage in eine zweckgebundene Rücklage führt nicht zu nachträglichen Anschaffungskosten 
des veräußernden Gesellschafters. 
Grundsätzlich können nur solche Aufwendungen des Gesellschafters den (nachträglichen) Anschaf-
fungskosten einer Beteiligung zugeordnet werden, die zu einer offenen oder verdeckten Einlage in das 
Kapital der Gesellschaft führen. 
Dass die Umgliederung nun nicht zu nachträglichen Anschaffungskosten führt, lässt sich damit be-
gründen, dass zum Zeitpunkt der Umgliederung kein Anspruch auf Gewinnausschüttung besteht, weil 
es keinen Gewinnverteilungsbeschluss gibt. Auch kann diese Umgliederung nicht einer Kapitalzufüh-
rung des Gesellschafters von außen gleichgestellt werden. Ebenso sind die handelsrechtlichen Ände-
rungen durch das Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz unbeachtlich. Sie betreffen alleine die Gesell-
schaftsebene und haben keine Auswirkung auf die steuerliche Beurteilung des Vorgangs beim veräu-
ßernden Gesellschafter. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Lohn und Gehalt 
Ferienjobs sind für Schüler sozialversicherungsfrei 
Schüler können in den Ferien im Rahmen eines kurzfristigen Beschäftigungsverhältnisses unbegrenzt 
Geld verdienen, ohne sozialversicherungspflichtig zu werden. Voraussetzung dafür ist, dass die Dauer 
des Ferienjobs bei einer Arbeitswoche von mindestens fünf Tagen höchstens drei Monate beträgt. Bei 
einer Arbeitswoche unter fünf Tagen dürfen gesamt 70 Arbeitstage nicht überschritten werden. Eine 
geringfügige Beschäftigung liegt jedoch nicht mehr vor, wenn diese berufsmäßig ausgeübt wird und 
das Arbeitsentgelt 450 EUR im Monat übersteigt. 
Wird die Beschäftigung in einem Kalenderjahr über diesen kurzen Zeitraum hinaus fortgesetzt und ein 
Arbeitsentgelt von bis zu 450 EUR im Monat gezahlt, sind die Vorschriften für die sog. Minijobs anzu-
wenden. 
Beispiel: Schüler Paul arbeitet erstmals in den Sommerferien vom 5. Juli bis 17. August 2018 montags 
bis freitags in einer Firma und erhält dafür ein Entgelt von insgesamt 1.000 EUR. Es entsteht keine 
Sozialversicherungspflicht, weil er nicht mehr als drei Monate arbeitet. Am 1. Oktober 2018 vereinba-
ren sie, dass Paul fortan für monatlich 450 EUR weiterarbeitet. Ab diesem Tag hat der Arbeitgeber 
pauschale Sozialversicherungsabgaben, Pauschalsteuer und Umlagen an die Minijob-Zentrale der 
Bundesknappschaft zu entrichten. Außerdem wird ein Arbeitnehmeranteil zur Rentenversicherung 
einbehalten, sofern Paul keine Befreiung von der Rentenversicherungspflicht beantragt. 
Hinweis: Wegen weiterer zu beachtender Vorschriften (z. B. Gesetz zur Stärkung der Tarifautonomie) 
sollte eine Abstimmung mit dem Steuerberater erfolgen. 

Schwangere bei Massenentlassungen nicht immer geschützt 
Schwangeren Arbeitnehmerinnen darf nach europäischem Recht im Rahmen von Massenentlassun-
gen grundsätzlich gekündigt werden. Dies hat der Gerichtshof der Europäischen Union entschieden. 
Der Kündigungsgrund hänge in diesem Falle nicht mit der Schwangerschaft zusammen. Der Gekün-
digten müssen dabei aber die Gründe und sachlichen Kriterien für ihre Kündigung mitgeteilt werden, 
nach denen sie gekündigt wurde. 
Hinweis: Auch nach deutschem Recht ist danach die Kündigung einer Schwangeren im Rahmen einer 
Massenentlassung nicht ausgeschlossen. Allerdings bedarf sie der Zustimmung der zuständigen 
obersten Landesbehörde, die über einen weiten Ermessensspielraum verfügt. 

 

 

 



 
Bustransfer zu einer Betriebsveranstaltung führt nicht zu Arbeitslohn 
Finanzgericht Düsseldorf, 9-K-580/17-L, Mitteilung vom 08.05.2018 

Die Kosten für einen Shuttle-Transfer zu einer Betriebsveranstaltung sind kein Arbeitslohn, da es sich 
hier um einen Teil der Aufwendungen für den äußeren Rahmen der Betriebsveranstaltung ohne eige-
nen Konsumwert für die Arbeitnehmer handelt. Dies hat das FG Düsseldorf entschieden. 


